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Antrag     
 
 
der  Fraktion DIE LINKE 
 
 
Thema: Mehr Rechte für Patientinnen und Patienten  
 
 
Der Landtag möge beschließen, 
die Staatsregierung zu ersuchen, 
 
im Bundesrat und gegenüber der Bundesregierung Einfluss darauf zu nehmen, dass ein 
Gesetzentwurf zur Stärkung der Rechte der Patientinnen und Patienten vorgelegt wird, der 
bereits bestehende und neue Rechte von Patientinnen und Patienten in einem Gesetz 
zusammenführt. Er soll die Umsetzung folgender Patientenrechte gewährleisten:  
 
1. Recht auf gute und menschenwürdige Behandlung mit den Aspekten 

a) gute Behandlung 
b) Wartezeiten 
c) Aufklärung 
d) individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) 
e) Fehlermanagement 
f) Dokumentation 
 

2. Recht auf gesundheitliche Selbstbestimmung 
 
3. Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
 
4. Rechte gegenüber Kostenträgern 
 
5. Rechte im Schadensfall 
 
6. Patientenvertretung und kollektive Beteiligungsrechte 
 



Begründung: 
 
Nicht nur die Antragstellerin vertritt die Auffassung, dass jetzt ein umfassendes Gesetz zur 
Stärkung der Patientenrechte und der Patientensicherheit zu erarbeiten ist, zu welchem auch 
eine verbesserte Situation von Geschädigten bei Behandlungsfehlern gehört. Nunmehr fordern 
auch zehn Bundesländer ein Patientenrechte- Gesetz. Sie haben im Bundesrat unter der 
Federführung der Bundesländer Hamburg und Nordrhein-Westfalen eine gemeinsame 
Initiative gestartet mit dem Ziel, dass die Bundesregierung ihr geplantes Patientenrechte- 
Gesetz schnellstmöglich auf den parlamentarischen Weg bringt.  
Die Antragstellerin begrüßt diese Initiative und sieht insbesondere folgenden 
Regelungsbedarf. 
1. Recht auf gute und menschenwürdige Behandlung  
a) Gute Behandlung  
Die Gesundheitsversorgung muss allen Bürgerinnen und Bürgern barrierefrei zugänglich sein 
und dem medizinischen Wissensstand entsprechen. Die Gesundheitsversorgung darf für die 
Patientinnen und Patienten nicht mit eigenständigen Kosten oder Auslagen (Zuzahlungen, 
Praxisgebühr, Vorkasse etc.) verbunden sein.  
Die Menschenwürde ist in allen Bereichen der Gesundheitsversorgung zu achten und muss 
Ziel der medizinischen bzw. pflegerischen Qualität sein. Zu einer „guten 
Behandlungsqualität“ zählen in diesem Sinne einerseits die medizinisch- wissenschaftliche 
Qualität im Sinne der Einhaltung des Facharztstandards, andererseits auch die Zufriedenheit 
der Patientinnen und Patienten mit dem Ergebnis der Behandlung von Grunderkrankung und 
Begleitsymptomen sowie über den Behandlungsverlauf, ggf. auch ein möglichst minimierter 
Kostenaufwand. Der Patient bzw. die Patientin ist darüber aufzuklären, wie er bzw. sie zur 
Sicherung des Heilerfolges beitragen kann.  
Steht für eine schwere Erkrankung keine anerkannte Therapie zur Verfügung, hat die 
Patientin bzw. der Patient prinzipiell Anspruch auf ärztliche Behandlung außerhalb des 
regulären Leistungskataloges der gesetzlichen Krankenkassen. Die vom 
Bundesverfassungsgericht im sogenannten Nikolaus-Urteil entwickelten Voraussetzungen 
dafür sind folgendermaßen moderat zu erweitern:  
Der Anspruch gilt,  
• wenn die Erkrankung die Lebensqualität besonders stark einschränkt oder regelmäßig 

tödlich verläuft,  
• Anhaltspunkte für einen möglichen Therapieerfolg gegeben sind und  
• keine anerkannte Therapie für die jeweilige Erkrankung zur Verfügung steht oder keine 

der anerkannten Therapien einen Nutzen erbracht hat.  
Das Recht auf ein Versorgungsmanagement beim Übergang zwischen stationärer und 
ambulanter Behandlung (bisher § 11 Absatz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch – SGB 
V) ist so zu konkretisieren, dass bestehende Vollzugsprobleme überwunden und 
Qualitätsindikatoren entwickelt werden, mit deren Hilfe eine flächendeckende Anwendung 
nachprüfbar wird.  
b) Wartezeiten  
Alle Patientinnen und Patienten haben das Recht auf eine zeitnahe Behandlung. Dies muss 
gleichermaßen für Versicherte der gesetzlichen wie der privaten Krankenversicherung und 
hier insbesondere auch für Versicherte im Basistarif gelten. Ist eine Ärztin oder ein Arzt aus 
Auslastungsgründen nicht in der Lage, eine Patientin oder einen Patienten zeitnah zu 
behandeln, hat sie bzw. er die Vermittlung einer Ärztin oder eines Arztes in zumutbarer 
Erreichbarkeit durch die zuständige Kassenärztliche Vereinigung (KV) zu initiieren. Kann die 
KV im Rahmen ihres Sicherstellungsauftrages in angemessener Zeit keine Behandlung 
anbieten, ist sie mit Sanktionen zu belegen.  



c) Aufklärung  
Die Patientinnen und Patienten haben das Recht, über ihren gesundheitlichen Zustand, die 
Diagnose, Behandlungsmethoden und -alternativen, Dauer und persönlich zu tragende 
Kosten, mögliche Nebenwirkungen und Risiken sowie Erfolgsaussichten der Behandlung 
inhaltlich und sprachlich verständlich aufgeklärt zu werden (Selbstbestimmungsaufklärung). 
Diese Aufklärung muss der Patientin oder dem Patienten individuell angepasst und 
barrierefrei zugänglich sein. Insbesondere sind sprachliche Barrieren mithilfe eines 
spezialisierten Dolmetscherdienstes zu überwinden. Im Mittelpunkt der Aufklärung steht das 
persönliche Gespräch. Der Inhalt der Aufklärung ist zu dokumentieren. Des Weiteren besteht 
das Recht auf Nichtwissen. Demnach haben Patientinnen und Patienten das Recht, 
ausdrücklich und in schriftlicher Form auf die Selbstbestimmungsaufklärung ganz oder 
teilweise zu verzichten. Voraussetzung dafür ist, dass die Patientinnen und Patienten über die 
Tragweite ihrer Entscheidung informiert wurden.  
d) Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL)  
Für Leistungen außerhalb des Leistungskataloges der GKV ist ein sicherer rechtlicher 
Rahmen zu schaffen. Insbesondere ist damit sicherzustellen, dass Patientinnen und Patienten 
darüber informiert werden, warum die jeweilige Leistung nicht Bestandteil des GKV-
Leistungskataloges ist, welche Behandlungsalternativen existieren und welche Kosten ihnen 
entstehen. IGeL erfordern eine angemessene Bedenkzeit sowie die schriftliche Einwilligung 
der Patientin bzw. des Patienten. Sie dürfen nur auf Initiative einer Patientin bzw. eines 
Patienten erbracht werden. Es sind wirksame Maßnahmen zur Qualitätssicherung für die 
Erbringung von IGeL zu ergreifen. Auf die Möglichkeit einer Beratung durch die 
Unabhängige Patientenberatung Deutschland/UPD gemeinnützige GmbH ist hinzuweisen.  
e) Fehlermanagement  
Ein Fehlermeldesystem dient dazu, die Behandlungsqualität zu steigern und hilft, künftig 
Fehler zu vermeiden. Vorhandene Fehlermanagementsysteme sind in ein bundesweites 
Fehlermeldesystem einzubeziehen. Die Meldung erfolgt an eine zentrale Stelle, z. B. einen 
Patientenbeauftragten des Bundestages (siehe Nummer 6). 
Es sind folgende zwei Arten von Fehlermeldungen notwendig:  
1. Bei der Meldung von unerwünschten Behandlungsergebnissen oder vermuteten Fehlern 
durch Behandelnde oder Patientinnen und Patienten ist konsequente Vertraulichkeit zu 
wahren. Weder Behandelnden noch Meldenden darf ein Nachteil entstehen. Diese Daten 
werden zur Erhebung von Fehlerhäufungen und anonymisiert zur Versorgungsforschung 
genutzt. Die Meldung erfolgt an eine zentrale Stelle, z. B. einen Patientenbeauftragten des 
Deutschen Bundestages (siehe Nummer 6). Die zentrale Stelle erhält den Auftrag, bei 
mutmaßlichen Fehlerhäufungen zusammen mit Verantwortlichen nach Lösungen zu suchen.  
2. Richterinnen und Richter, die rechtskräftig einen Behandlungsfehler festgestellt haben, 
werden verpflichtet, den Fehler an die zentrale Stelle zu melden. Auffällige Häufungen oder 
besonders schwerwiegende Behandlungsfehler ermöglichen berufsrechtliche Konsequenzen.  
f) Dokumentation  
Die Leistungserbringerinnen und -erbringer haben die wesentlichen Schritte und Ergebnisse 
ihrer Behandlung so zu dokumentieren, dass Kolleginnen und Kollegen die Behandlung 
nachvollziehen können und die Ermittlung im Schadensfall ermöglicht wird.  
 
2. Recht auf gesundheitliche Selbstbestimmung  
Die Patientinnen und Patienten haben das Recht, die Behandlungsmethode, den 
Behandlungsort sowie grundsätzlich die oder den Behandelnden im Rahmen deren/dessen 
Kapazität frei auszuwählen. Einschränkungen können ausschließlich zur Verbesserung der 
Versorgungsqualität, z. B. im Rahmen einer hochwertigen integrierten Versorgung oder von 
Disease-Management-Programmen, vorgesehen werden. Die Patientinnen und Patienten 



haben das Recht, eine Behandlung abzulehnen oder zu beenden. Es besteht das Recht auf eine 
Zweitmeinung.  
 
3. Recht auf informationelle Selbstbestimmung  
Sämtliche Informationen über Patientinnen und Patienten müssen streng vertraulich behandelt 
werden. Dieses Recht wird nur dann aufgehoben, wenn die Patientin oder der Patient selbst 
die Vertraulichkeit außer Kraft setzt oder medizinische oder juristische Gründe eine 
Bekanntmachung erzwingen. Alle Behandelnden, Kostenträger und anderen beteiligten 
Personen sind verpflichtet, sämtliche Daten vor unbefugtem Zugriff zu schützen.  
Es besteht das Recht auf zeitnahe Einsichtnahme in sämtliche Krankenunterlagen wie auch in  
die Pflegedokumentation. Die Behandelnden sind darüber hinaus verpflichtet, unaufgefordert 
und kostenfrei eine Dokumentation der wesentlichen Behandlungsschritte und Befunde an die 
Patientinnen und Patienten auszuhändigen. Für schwer kopierbare Unterlagen (z. B. bei be- 
stimmten bildgebenden Verfahren) sind die Befunde zu dokumentieren und den 
auszuhändigenden Dokumenten beizufügen. Zwischen den Leistungserbringerinnen und -
erbringern und Kostenträgern ist für diese Dienstleistung ein Preis zu vereinbaren, der Teil 
der Vergütung im Regelleistungsvolumen wird. Für die private Krankenversicherung sind 
analoge Vereinbarungen zu treffen, die auch auf Selbstzahlerinnen und Selbstzahler 
übertragen werden. Der Patient bzw. die Patientin hat das Recht, ausdrücklich und in 
schriftlicher Form auf die Aushändigung der Unterlagen zu verzichten (Recht auf Nicht- 
wissen).  
 
4. Rechte gegenüber Kostenträgern  
Die gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen, die Deutsche Rentenversicherung und die 
Berufsgenossenschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts sind verpflichtet, die 
Wahrung des Gemeinwohls in den Mittelpunkt ihrer Arbeit zu stellen. Die Rechte von 
Patientinnen und Patienten sind aktiv umzusetzen. Patientinnen und Patienten haben 
Anspruch auf umfassende Aufklärung über ihre Rechte. Die gesetzlichen Krankenkassen sind 
verpflichtet, die Versicherten bei Verdacht eines Behandlungsfehlers bei der Aufklärung des 
Sachverhaltes und vor Schlichtungsstellen sowie vor Gericht zu unterstützen. Die Pflichten 
von Privatversicherungen sowie sonstigen Kostenträgern sind analog auszugestalten.  
Patientinnen und Patienten haben das Recht auf eine transparente und zeitnahe Bearbeitung 
ihrer Anliegen. Dazu zählen insbesondere Genehmigungs- und Widerspruchsverfahren von 
Leistungsanträgen.  
 
5. Rechte im Schadensfall  
a) Wenn eine Patientin oder ein Patient durch eine fehlerhafte Behandlung zu Schaden 
gekommen ist, hat sie bzw. er das Recht auf angemessenen Schadensersatz. Alle 
Leistungserbringerinnen und -erbringer haben ab Aufnahme der Tätigkeit eine 
Berufshaftpflichtversicherung nachzuweisen. Die Regelungen des § 51 der 
Bundesrechtsanwaltsordnung sind entsprechend zu übertragen und gelten jeweils für die zu 
haftende Institution (z. B. auch für Krankenhäuser). Die Mindestversicherungssumme ist am 
Schadensrisiko des jeweiligen Leistungserbringers auszurichten. Hat ein Behandlungsfehler 
zum Tod geführt, haben nahe Angehörige das Recht auf Schmerzensgeld („Trauerschaden“).  
b) Behinderungen der Ermittlung beim Verdacht auf Behandlungsfehler (z. B. Behinderung 
der Einsichtnahme in die Krankenunterlagen, Manipulation der Krankenunterlagen) müssen 
scharf sanktioniert werden und verlagern die volle Beweislast auf die Seite der bzw. des 
Behandelnden. Computerprogramme, die nachträgliche Veränderungen an der 
Dokumentation unmöglich oder sichtbar machen, sind einzuführen. Dafür sind entsprechende 



Programme zu entwickeln und zu testen. Auch die bisher praktizierte Beweislastumkehr bei 
Dokumentationsfehlern ist gesetzlich zu fixieren.  
c) Die von der Rechtsprechung entwickelten Beweiserleichterungen sind durch das 
Patientenrechtegesetz zu garantieren und auszubauen. Der Patient oder die Patientin (Kläger/-
in) hat vor Gericht nur darzulegen, dass ihm bzw. ihr durch die Behandlung ein Schaden 
entstanden ist. Die Ärztin bzw. der Arzt (Beklagte) kann zur Entkräftung darlegen, dass dieser 
Schaden für sie bzw. ihn unabwendbar war und auch bei Einhaltung des Facharztstandards 
nicht auszuschließen gewesen wäre. Stellt das Gericht einen Behandlungsfehler fest und ist 
dieser objektiv geeignet, den beschriebenen Schaden zu verursachen, wird ein ursächlicher 
Zusammenhang vermutet. Kann die bzw. der Beklagte diese Vermutung nicht widerlegen, ist 
sie bzw. er schadensersatzpflichtig.  
d) Die Einführung eines Entschädigungsfonds zur Deckung von Schadensersatzforderungen 
ist zu prüfen. Dieser Fonds würde, wie bisher die Haftpflichtversicherungen, aus Mitteln der 
Leistungserbringerinnen und -erbringer unterhalten. Zu prüfen sind ebenfalls Modelle, die 
eine Prämienabsenkung bei längerer Zeit ohne Behandlungsfehler und Prämienanhebungen 
bei überdurchschnittlicher Häufung von Fehlern bewirken. Der Fonds könnte als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts ausgestaltet werden und die Ansprüche an diesen könnten der 
Sozialgerichtsbarkeit unterliegen. Da er im Gegensatz zu Versicherungsunternehmen nicht 
gewinnorientiert arbeitete, wären bei identischen Haftungssummen geringere Prämien für die 
Leistungserbringerinnen und -erbringer möglich. 
e) Durch eine zentrale Stelle, zum Beispiel einen Patientenbeauftragten des Deutschen 
Bundestages (siehe Nummer 6), ist ein Gutachterpool aufzubauen. Die Sachkunde und die 
Unabhängigkeit der Gutachterinnen und Gutachter sind durch verbindliche Vorgaben 
sicherzustellen und zu überprüfen. Die Gutachten haben gesetzlich festzulegenden 
Mindestanforderungen zu genügen, die von der zentralen Stelle zu spezifizieren sind. Sie sind 
in angemessener Zeit anzufertigen, um die Prozessdauer zu verkürzen. Damit Privatgutachten 
für alle Prozessparteien bezahlbar sind, sind angemessene Höchstentgelte für Gutachten in 
einer Honorarordnung zu regeln. Es sind geeignete Maßnahmen zur Erhöhung der Zahl der 
Gutachterinnen und Gutachter zu ergreifen.  
f) Außergerichtliche Einigungsmöglichkeiten sind zu stärken. Beide Parteien haben das Recht 
auf ein Schiedsverfahren bei einer Gutachterkommission bzw. Schlichtungsstelle der 
Ärztekammern. Diese sind unabhängig auszugestalten und das Prinzip der Waffengleichheit 
ist analog den Vorgaben bei Gerichtsprozessen herzustellen. Für hinzugezogene Gutach- 
terinnen und Gutachter sind die Vorgaben nach Nummer 5e anzuwenden. Patientenvertreter 
und -vertreterinnen sind an den Verfahren und Entscheidungen zu beteiligen. Die Qualität der 
Gutachterkommissionen und Schlichtungsstellen ist bundeseinheitlich zu sichern. 
Längerfristig sind die Gutachterkommissionen und Schlichtungsstellen an Stellen zu 
etablieren, die auch strukturell unparteiisch sind.  
 
6. Patientenvertretung und kollektive Beteiligungsrechte  
Patientinnen und Patienten haben das Recht, sich an der Entwicklung von Gesundheitsdienst-
leistungen und deren Qualitätssicherung zu beteiligen. Da es sich um ein 
gesamtgesellschaftliches Interesse handelt, ist den maßgeblichen Patientenorganisationen mit 
Mitteln des Bundes diese Beteiligung zu ermöglichen. Kurzfristig ist Patientenvertreterinnen 
und -vertretern im Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) ein Stimmrecht in 
Verfahrensfragen einzuräumen. Dafür ist die Stabsstelle Patientenbeteiligung beim G-BA 
finanziell und personell aufzuwerten. Dies ist auch eine unabdingbare Voraussetzung für das 
perspektivisch zu fordernde Stimm- recht von Patientenvertreterinnen und -vertretern in 
Sachfragen im G-BA.  



Patientenvertreterinnen und -vertreter sollen personell angemessen bei der Besetzung in den 
Schlichtungsstellen und Gutachterkommissionen auf Bundes- und Landesebene vertreten 
sein. Es sind regelmäßig unabhängige Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher in 
Krankenhäusern einzuführen.  
Ein neu zu schaffendes Amt einer oder eines Patientenbeauftragten des Bundestages soll als 
Beschwerde- und Auskunftsstelle für Patientinnen und Patienten dienen. Er bzw. sie ist für 
die Auswertung der Daten des Risikomanagementsystems nach Nummer 1 zuständig. Er bzw. 
sie fungiert in den Debatten im Deutschen Bundestag explizit als Anwalt der Patientinnen und 
Patienten und hat dem Deutschen Bundestag jährlich einen Bericht über seine bzw. ihre 
Arbeit und Erkenntnisse auf dem Gebiet der Patientenrechte und -beteiligung vorzulegen. Das 
Amt des Patientenbeauftragten bzw. der Patientenbeauftragten des Deutschen Bundestages 
löst das des Patientenbeauftragten der Bundesregierung ab. 
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	1. Bei der Meldung von unerwünschten Behandlungsergebnissen oder vermuteten Fehlern durch Behandelnde oder Patientinnen und Patienten ist konsequente Vertraulichkeit zu wahren. Weder Behandelnden noch Meldenden darf ein Nachteil entstehen. Diese Daten werden zur Erhebung von Fehlerhäufungen und anonymisiert zur Versorgungsforschung genutzt. Die Meldung erfolgt an eine zentrale Stelle, z. B. einen Patientenbeauftragten des Deutschen Bundestages (siehe Nummer 6). Die zentrale Stelle erhält den Auftrag, bei mutmaßlichen Fehlerhäufungen zusammen mit Verantwortlichen nach Lösungen zu suchen. 
	2. Richterinnen und Richter, die rechtskräftig einen Behandlungsfehler festgestellt haben, werden verpflichtet, den Fehler an die zentrale Stelle zu melden. Auffällige Häufungen oder besonders schwerwiegende Behandlungsfehler ermöglichen berufsrechtliche Konsequenzen. 
	f) Dokumentation 
	Die Leistungserbringerinnen und -erbringer haben die wesentlichen Schritte und Ergebnisse ihrer Behandlung so zu dokumentieren, dass Kolleginnen und Kollegen die Behandlung nachvollziehen können und die Ermittlung im Schadensfall ermöglicht wird. 
	2. Recht auf gesundheitliche Selbstbestimmung 
	Die Patientinnen und Patienten haben das Recht, die Behandlungsmethode, den Behandlungsort sowie grundsätzlich die oder den Behandelnden im Rahmen deren/dessen Kapazität frei auszuwählen. Einschränkungen können ausschließlich zur Verbesserung der Versorgungsqualität, z. B. im Rahmen einer hochwertigen integrierten Versorgung oder von Disease-Management-Programmen, vorgesehen werden. Die Patientinnen und Patienten haben das Recht, eine Behandlung abzulehnen oder zu beenden. Es besteht das Recht auf eine Zweitmeinung. 
	3. Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
	Sämtliche Informationen über Patientinnen und Patienten müssen streng vertraulich behandelt werden. Dieses Recht wird nur dann aufgehoben, wenn die Patientin oder der Patient selbst die Vertraulichkeit außer Kraft setzt oder medizinische oder juristische Gründe eine Bekanntmachung erzwingen. Alle Behandelnden, Kostenträger und anderen beteiligten Personen sind verpflichtet, sämtliche Daten vor unbefugtem Zugriff zu schützen. 
	Es besteht das Recht auf zeitnahe Einsichtnahme in sämtliche Krankenunterlagen wie auch in  die Pflegedokumentation. Die Behandelnden sind darüber hinaus verpflichtet, unaufgefordert und kostenfrei eine Dokumentation der wesentlichen Behandlungsschritte und Befunde an die Patientinnen und Patienten auszuhändigen. Für schwer kopierbare Unterlagen (z. B. bei be- stimmten bildgebenden Verfahren) sind die Befunde zu dokumentieren und den auszuhändigenden Dokumenten beizufügen. Zwischen den Leistungserbringerinnen und -erbringern und Kostenträgern ist für diese Dienstleistung ein Preis zu vereinbaren, der Teil der Vergütung im Regelleistungsvolumen wird. Für die private Krankenversicherung sind analoge Vereinbarungen zu treffen, die auch auf Selbstzahlerinnen und Selbstzahler übertragen werden. Der Patient bzw. die Patientin hat das Recht, ausdrücklich und in schriftlicher Form auf die Aushändigung der Unterlagen zu verzichten (Recht auf Nicht- wissen). 
	4. Rechte gegenüber Kostenträgern 
	Die gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen, die Deutsche Rentenversicherung und die Berufsgenossenschaften als Körperschaften des öffentlichen Rechts sind verpflichtet, die Wahrung des Gemeinwohls in den Mittelpunkt ihrer Arbeit zu stellen. Die Rechte von Patientinnen und Patienten sind aktiv umzusetzen. Patientinnen und Patienten haben Anspruch auf umfassende Aufklärung über ihre Rechte. Die gesetzlichen Krankenkassen sind verpflichtet, die Versicherten bei Verdacht eines Behandlungsfehlers bei der Aufklärung des Sachverhaltes und vor Schlichtungsstellen sowie vor Gericht zu unterstützen. Die Pflichten von Privatversicherungen sowie sonstigen Kostenträgern sind analog auszugestalten. 
	Patientinnen und Patienten haben das Recht auf eine transparente und zeitnahe Bearbeitung ihrer Anliegen. Dazu zählen insbesondere Genehmigungs- und Widerspruchsverfahren von Leistungsanträgen. 
	5. Rechte im Schadensfall 
	a) Wenn eine Patientin oder ein Patient durch eine fehlerhafte Behandlung zu Schaden gekommen ist, hat sie bzw. er das Recht auf angemessenen Schadensersatz. Alle Leistungserbringerinnen und -erbringer haben ab Aufnahme der Tätigkeit eine Berufshaftpflichtversicherung nachzuweisen. Die Regelungen des § 51 der Bundesrechtsanwaltsordnung sind entsprechend zu übertragen und gelten jeweils für die zu haftende Institution (z. B. auch für Krankenhäuser). Die Mindestversicherungssumme ist am Schadensrisiko des jeweiligen Leistungserbringers auszurichten. Hat ein Behandlungsfehler zum Tod geführt, haben nahe Angehörige das Recht auf Schmerzensgeld („Trauerschaden“). 
	b) Behinderungen der Ermittlung beim Verdacht auf Behandlungsfehler (z. B. Behinderung der Einsichtnahme in die Krankenunterlagen, Manipulation der Krankenunterlagen) müssen scharf sanktioniert werden und verlagern die volle Beweislast auf die Seite der bzw. des Behandelnden. Computerprogramme, die nachträgliche Veränderungen an der Dokumentation unmöglich oder sichtbar machen, sind einzuführen. Dafür sind entsprechende Programme zu entwickeln und zu testen. Auch die bisher praktizierte Beweislastumkehr bei Dokumentationsfehlern ist gesetzlich zu fixieren. 
	c) Die von der Rechtsprechung entwickelten Beweiserleichterungen sind durch das Patientenrechtegesetz zu garantieren und auszubauen. Der Patient oder die Patientin (Kläger/-in) hat vor Gericht nur darzulegen, dass ihm bzw. ihr durch die Behandlung ein Schaden entstanden ist. Die Ärztin bzw. der Arzt (Beklagte) kann zur Entkräftung darlegen, dass dieser Schaden für sie bzw. ihn unabwendbar war und auch bei Einhaltung des Facharztstandards nicht auszuschließen gewesen wäre. Stellt das Gericht einen Behandlungsfehler fest und ist dieser objektiv geeignet, den beschriebenen Schaden zu verursachen, wird ein ursächlicher Zusammenhang vermutet. Kann die bzw. der Beklagte diese Vermutung nicht widerlegen, ist sie bzw. er schadensersatzpflichtig. 
	d) Die Einführung eines Entschädigungsfonds zur Deckung von Schadensersatzforderungen ist zu prüfen. Dieser Fonds würde, wie bisher die Haftpflichtversicherungen, aus Mitteln der Leistungserbringerinnen und -erbringer unterhalten. Zu prüfen sind ebenfalls Modelle, die eine Prämienabsenkung bei längerer Zeit ohne Behandlungsfehler und Prämienanhebungen bei überdurchschnittlicher Häufung von Fehlern bewirken. Der Fonds könnte als Körperschaft des öffentlichen Rechts ausgestaltet werden und die Ansprüche an diesen könnten der Sozialgerichtsbarkeit unterliegen. Da er im Gegensatz zu Versicherungsunternehmen nicht gewinnorientiert arbeitete, wären bei identischen Haftungssummen geringere Prämien für die Leistungserbringerinnen und -erbringer möglich.
	e) Durch eine zentrale Stelle, zum Beispiel einen Patientenbeauftragten des Deutschen Bundestages (siehe Nummer 6), ist ein Gutachterpool aufzubauen. Die Sachkunde und die Unabhängigkeit der Gutachterinnen und Gutachter sind durch verbindliche Vorgaben sicherzustellen und zu überprüfen. Die Gutachten haben gesetzlich festzulegenden Mindestanforderungen zu genügen, die von der zentralen Stelle zu spezifizieren sind. Sie sind in angemessener Zeit anzufertigen, um die Prozessdauer zu verkürzen. Damit Privatgutachten für alle Prozessparteien bezahlbar sind, sind angemessene Höchstentgelte für Gutachten in einer Honorarordnung zu regeln. Es sind geeignete Maßnahmen zur Erhöhung der Zahl der Gutachterinnen und Gutachter zu ergreifen. 
	f) Außergerichtliche Einigungsmöglichkeiten sind zu stärken. Beide Parteien haben das Recht auf ein Schiedsverfahren bei einer Gutachterkommission bzw. Schlichtungsstelle der Ärztekammern. Diese sind unabhängig auszugestalten und das Prinzip der Waffengleichheit ist analog den Vorgaben bei Gerichtsprozessen herzustellen. Für hinzugezogene Gutach- terinnen und Gutachter sind die Vorgaben nach Nummer 5e anzuwenden. Patientenvertreter und -vertreterinnen sind an den Verfahren und Entscheidungen zu beteiligen. Die Qualität der Gutachterkommissionen und Schlichtungsstellen ist bundeseinheitlich zu sichern. Längerfristig sind die Gutachterkommissionen und Schlichtungsstellen an Stellen zu etablieren, die auch strukturell unparteiisch sind. 
	6. Patientenvertretung und kollektive Beteiligungsrechte 
	Patientinnen und Patienten haben das Recht, sich an der Entwicklung von Gesundheitsdienst-leistungen und deren Qualitätssicherung zu beteiligen. Da es sich um ein gesamtgesellschaftliches Interesse handelt, ist den maßgeblichen Patientenorganisationen mit Mitteln des Bundes diese Beteiligung zu ermöglichen. Kurzfristig ist Patientenvertreterinnen und -vertretern im Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) ein Stimmrecht in Verfahrensfragen einzuräumen. Dafür ist die Stabsstelle Patientenbeteiligung beim G-BA finanziell und personell aufzuwerten. Dies ist auch eine unabdingbare Voraussetzung für das perspektivisch zu fordernde Stimm- recht von Patientenvertreterinnen und -vertretern in Sachfragen im G-BA. 
	Patientenvertreterinnen und -vertreter sollen personell angemessen bei der Besetzung in den Schlichtungsstellen und Gutachterkommissionen auf Bundes- und Landesebene vertreten sein. Es sind regelmäßig unabhängige Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher in Krankenhäusern einzuführen. 
	Ein neu zu schaffendes Amt einer oder eines Patientenbeauftragten des Bundestages soll als Beschwerde- und Auskunftsstelle für Patientinnen und Patienten dienen. Er bzw. sie ist für die Auswertung der Daten des Risikomanagementsystems nach Nummer 1 zuständig. Er bzw. sie fungiert in den Debatten im Deutschen Bundestag explizit als Anwalt der Patientinnen und Patienten und hat dem Deutschen Bundestag jährlich einen Bericht über seine bzw. ihre Arbeit und Erkenntnisse auf dem Gebiet der Patientenrechte und -beteiligung vorzulegen. Das Amt des Patientenbeauftragten bzw. der Patientenbeauftragten des Deutschen Bundestages löst das des Patientenbeauftragten der Bundesregierung ab.

